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Ö f f e n t l i c h e  N i e d e r s c h r i f t  

  
Gremium: 
 

Gemeinderat Spardorf 

Sitzungstag: 
 

Dienstag, 14.07.2026 

Sitzungsort: 
 

Spardorf, Bürgersaal, Marloffsteiner Straße 2 

 
 

Anwesenheitsliste 
 
 

 Name, Vorname  

 
 Erster Bürgermeister 

 Herr Andreas Wasielewski  

 
 Mitglieder Gemeinderat 

 Frau Susanne Bauer-Wirth  

 Herr Dr. Dieter Frank  

 Herr Gerhard Huber  

 Frau Martina Hülswitt  

 Herr Kristofer Jürgensen  

 Herr Erik Lehner  

 Herr Lukas Schultheiß ab TOP 2 

 Herr Herbert Sommerer  

 Herr Jonas Steinmüller  

 Herr Rainer Steinmüller  

 Herr Elija Trinczek  

 Herr Dr. Wolfgang Wagner ab TOP 2 

 Frau Vera Wolf ab TOP 2 

 
 Abwesende Mitglieder Gemeinderat 

 Herr Dr. Henning Altmeppen Entschuldigt 

 
 Schriftführerin 

 Frau Claudia Spähn  

 
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 21:20 Uhr 
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Der 1. Bürgermeister Wasielewski eröffnet um 19.30 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Gemeinderates Spardorf. Er begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderats, die 
Schriftführerin, Frau Spähn, die Zuhörer sowie den Vertreter der Presse. 

Er stellt ordnungsgemäße Ladung sowie Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest.  

Einwendungen zur Tagesordnung werden nicht erhoben. Sie gilt somit als genehmigt.  

 
 
 

TOP 1 

Genehmigung der öffentlichen Niederschrift vom 16.06.2026 
 
Sachverhalt: 
Die öffentliche Niederschrift vom 16.06.2026 ging allen Mitgliedern des Gemeinderates zusam-
men mit der Ladung zu.  
 
Es werden keine Einwendungen erhoben.  
 
Beschluss: 
Die öffentliche Niederschrift vom 16.06.2026 wird genehmigt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 11 
Für den Beschluss: 11 
Gegen den Beschluss: 0 
 
 
 

TOP 2 

Beschlussfassung zum Finanzplan für die Jahre 2025 - 2029 
 
Sachverhalt: 
Der Entwurf des Haushaltsplanes 2026 mit Anlagen sowie der Vorbericht zum Haushaltsplan 
2026 liegen als Anlagen bei. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat Spardorf beschließt den Finanzplan für die Jahre 2025 bis 2029. Der Finanz-
plan schließt 

 
im Verwaltungshaushalt in Einnahmen und Ausgaben  
für das Jahr 2025 mit 7.648.860 Euro  
für das Jahr 2026 mit 8.130.200 Euro  
für das Jahr 2027 mit 7.924.800 Euro  
für das Jahr 2028 mit 7.924.800 Euro und 
für das Jahr 2029 mit 7.924.800 Euro ab.  
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und im Vermögenshaushalt in Einnahmen und Ausgaben 
für das Jahr 2025 mit 6.149.800 Euro 
für das Jahr 2026 mit 8.711.400 Euro  
für das Jahr 2027 mit 7.419.100 Euro  
für das Jahr 2028 mit 1.278.650 Euro und 
für das Jahr 2029 mit 447.750 Euro ab.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 10 
Gegen den Beschluss: 4 
 
 
 

TOP 3 

Beschlussfassung zum Stellenplan 2026 
 
Sachverhalt: 
Der Stellenplan 2026 für die Gemeinde Spardorf ist diesem Beschlussvorschlag beigefügt. 
 
Hinweis: Bitte in der öffentlichen Sitzung keine personenbezogenen Fragen zum Stellenplan 
stellen (Datenschutz!) 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat Spardorf beschließt den beigefügten Stellenplan für die Gemeinde Spardorf 
für das Jahr 2026. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 13 
Gegen den Beschluss: 1 
 
 
 

TOP 4 

Erlass der Haushaltssatzung 2026 
 
Sachverhalt: 
Der Entwurf des Haushaltsplanes 2026 mit Anlagen sowie der Vorbericht zum Haushaltsplan 
2026 liegen als Anlagen bei. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat Spardorf beschließt folgende Satzung: 
 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Spardorf 

Landkreis Erlangen-Höchstadt 
 

für das Haushaltsjahr 2026 
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Auf Grund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Gemeinde Spardorf folgende Haus-
haltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt  
 
im  Verwaltungshaushalt  

in den Einnahmen und Ausgaben mit  8.130.200 Euro 
 
und 
 
im  Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen und Ausgaben mit  8.711.400 Euro ab. 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf          4.100.000 Euro 
festgesetzt.  
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen  
im Vermögenshaushalt wird auf             7.730.000 Euro  
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Nachrichtlich: 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern sind durch Hebesatzsatzung 
wie folgt festgesetzt:  
 

1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 540 v.H. 
b) für die Grundstücke (B) 540 v.H. 
 

2. Gewerbesteuer 380 v.H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 3.000.000 Euro festgesetzt. 
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§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft.  
 
 
Spardorf, den (Datum der Ausfertigung) Gemeinde Spardorf 
 
 Siegel 

 
 ................................................ 
 Andreas Wasielewski 
 Erster Bürgermeister 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 14 
Gegen den Beschluss: 0 
 
 
 

TOP 5 

Kreditaufnahme der Gemeinde Spardorf 
 
Sachverhalt: 
Lt. Haushaltsentwurf 2026 besteht zur Liquiditätssicherung ein Fremdkapitalbedarf der Ge-
meinde Spardorf im Jahr 2026 in Höhe von 4.100.000 EUR. Mittels dieses Fremdkapitals sollen 
in 2026 vor allem die Baukosten für den Neubau der Grundschule mit Hort und Turnhalle in 
Spardorf sowie diverse Tiefbaumaßnahmen im Bereich Straße, Kanal und Wasser finanziert 
werden.  
 
Im Haushalt 2026 ist geplant, ein Investitionsdarlehen für den Neubau Grundschule mit Hort 
und Turnhalle (max. 50% der Investitionssumme) in Höhe von 3,1 Mio. EUR (ca. 3% Zinssatz) 
und einer Laufzeit von 20 Jahren sowie einen sonstiger Kredit in Höhe von 1 Mio. EUR (ca. 
3,6% Zinssatz) ebenfalls mit einer Laufzeit von 20 Jahren aufzunehmen. 
 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird beauftragt, nach der Genehmigung des Haushalts 2026 durch die Auf-
sichtsbehörde, Angebote für eine Kreditaufnahme in Höhe von bis zu 4.100.000 EUR einzuho-
len und zeitnah nach der Auswertung der Kreditangebote mit dem wirtschaftlichsten Anbieter 
einen entsprechenden Vertrag über die Aufnahme eines Kredites in Höhe von bis zu 4.100.000 
EUR abzuschließen. Der Gemeinderat ist im Anschluss über den Abschluss des Kreditvertra-
ges und die Kreditkonditionen zu informieren.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 14 
Gegen den Beschluss: 0 
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TOP 6 

Vorsorgliche Erhöhung des Kassenkredits gemäß Art. 69 bis zum Erlass der Haushalts-
satzung 
 
Sachverhalt: 
Gemäß Art. 69 Abs. 1 Nr. 4 iVm Art. 69 Abs. 4 Gemeindeordnung kann zur vorläufigen Haus-
haltsführung in dem Zeitraum, in dem die Haushaltssatzung noch nicht bekanntgemacht ist, der 
zuletzt in einer Haushaltssatzung festgelegte Kassenkredit genutzt werden. Ferner kann der 
zuletzt in einer Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag eines Kassenkredits angemessen 
erhöht werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen und die Kommunalaufsicht 
hierfür die Genehmigung erteilt. Erforderlich ist, dass die Maßnahme einer geordnete Haus-
haltswirtschaft entspricht und nicht im Widerspruch zur dauernden Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde steht. Diese Voraussetzungen sind gegeben. Die Erhöhung wird vorsorglich vorgese-
hen, damit die Verwaltung bei kurzfristigen Liquiditätsengpässen, vor allem im Zuge der Bau-
maßnahme der Grundschule Spardorf, handlungsfähig bleibt und fällige Verpflichtungen fristge-
recht erfüllen kann. Mit der Festsetzung eines höheren Höchstbetrags ist nicht verbunden, 
dass der Kreditrahmen tatsächlich oder dauerhaft in Anspruch genommen werden muss. Viel-
mehr schafft der Gemeinderat damit die haushaltsrechtliche Ermächtigung, bei Bedarf kurzfris-
tig Liquidität sicherzustellen. 
 
Die Kämmerei schlägt vor, den Kassenkredit vorsorglich auf 3.000.000 Euro zu erweitern bis 
zum Erlass der Haushaltssatzung 2026. Nach Genehmigung und Erlass der Haushaltssatzung 
sollen die erforderlichen Kredite gem. Kreditermächtigung aufgenommen werden. 
 
Der vorstehende Betrag und die Vorgehensweise wurde so mit der Kommunalaufsicht bespro-
chen. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, gemäß Art. 69 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m Art. 69 Abs. 4 Gemeindeordnung 
den zuletzt in der Haushaltssatzung 2025 festgelegten Kassenkredit i.H.v. 1.000.000 Euro auf 
3.000.000 Euro festzusetzen bzw. zu erhöhen und hierfür eine Genehmigung zu beantragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 14 
Gegen den Beschluss: 0 
 
 
 

TOP 7 

Änderung der Förderrichtlinie Klimaschutz 
 
Sachverhalt: 
Die Förderrichtlinie Klimaschutz wird regelmäßig überprüft und an die technische und wirtschaft-
liche Marktentwicklung sowie an bestehende Förderkulissen angepasst. Im Bereich der Photo-
voltaik sind die Preise für PV-Anlagen, Batteriespeicher und PlugIn-Anlagen deutlich gesunken; 
zugleich sind PV-Anlagen mit Batteriespeicher bei Neubau und Nachrüstung inzwischen viel-
fach Standard. Die kommunale Förderung soll daher künftig stärker auf besonders wirksame 
Gesamtlösungen konzentriert werden. 
Gefördert werden sollen künftig vollständige, notstromfähige Photovoltaikanlagen mit Batterie-
speicher. Voraussetzung ist eine PV-Leistung von mindestens 5 kWp, eine Speicherkapazität 
von mindestens 5 kWh sowie die Erfüllung der bereits definierten Kriterien zur Notstromfähig-
keit. Die Förderung beträgt pauschal 750 Euro. Durch eine intelligente, netzdienliche Speicher-
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beladung können solche Anlagen zugleich zur Eigenverbrauchsoptimierung sowie zur Entlas-
tung und Stabilisierung der Stromnetze beitragen. Einzelne PV-Anlagen, einzelne Batteriespei-
cher sowie PlugIn-Anlagen werden künftig nicht mehr gesondert gefördert. 
Die Fördergegenstände im Bereich Solarthermie sollen beibehalten, aber an die bestehende 
Bundesförderung angepasst werden. Solarthermieanlagen ohne Heizungsunterstützung werden 
künftig mit 75 Euro je Quadratmeter Kollektorfläche bis maximal 600 Euro gefördert; Anlagen 
mit Heizungsunterstützung mit 120 Euro je Quadratmeter Kollektorfläche bis maximal 1.000 
Euro. 
Auch bei Zisternen besteht mit den Bundesprogrammen zum klimafreundlichen Neubau bereits 
eine Förderkulisse, die unter anderem Maßnahmen der naturnahen Regenwasserbewirtschaf-
tung berücksichtigt. Die gemeindliche Förderung für Zisternen wird daher künftig als Pauschale 
in Höhe von 400 Euro gewährt. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die als Anlage beigefügte Förderrichtlinie Klimaschutz deren Text 
Bestandteil dieses Beschlusses ist. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 13 
Gegen den Beschluss: 1 
 
 
 

TOP 8 

Beauftragung Konzept Zufahrtsschutz Festplatz 
 
Sachverhalt: 
Der Tagesordnungspunkt wurde in der letzten Sitzung vertagt, um die Frage der gemeindlichen 
Zuständigkeit nochmals durch das zuständige Ministerium überprüfen zu lassen. Die zwischen-
zeitlich eingeholte Auskunft des Ministeriums bestätigt die bereits in der Sitzung dargestellte 
Rechtslage. Die Gemeinde ist für die Beurteilung und Wahrnehmung der entsprechenden Si-
cherheitsbelange allein zuständig. Die ergänzende Nachfrage beim Ministerium hat damit im 
Ergebnis keine neue Rechtslage ergeben, sondern die bereits vorgetragene Einschätzung be-
stätigt. 
 
Die Anforderungen an die Sicherheit öffentlicher Veranstaltungen und Veranstaltungsflächen 
haben sich in den vergangenen Jahren deutlich verändert. Insbesondere die Absicherung ge-
gen unbefugtes oder gezielt missbräuchliches Befahren durch Kraftfahrzeuge rückt zunehmend 
in den Fokus der Sicherheitsbehörden und Veranstalterverantwortung. 
 
Die Gemeinde ist als örtliche Sicherheitsbehörde sowie als Veranstalterin öffentlicher Veranstal-
tungen verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Sicherheit der Besucherinnen und Besu-
cher bestmöglich zu gewährleisten. Hierzu gehört auch die fachgerechte Prüfung möglicher 
Gefährdungslagen im Zusammenhang mit Zufahrtsbereichen und Veranstaltungsflächen. Zu 
berücksichtigen sind dabei einschlägige technische Regelwerke, aktuelle Sicherheitsstandards 
sowie anerkannte Regeln der Technik.  
 
Vor diesem Hintergrund soll für den gemeindlichen Festplatz ein fachlich fundiertes Zufahrts-
schutzkonzept erstellt werden. Die Erstellung eines solchen Konzeptes dient zugleich der 
rechtssicheren und nachvollziehbaren Wahrnehmung der gemeindlichen Verantwortung im Be-
reich der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 
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Die Kosten für die Erstellung des Konzeptes belaufen sich nach derzeitiger Schätzung auf ca. 
6.600 EUR brutto. 
 
Antrag auf namentliche Abstimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 14 
Gegen den Beschluss: 0 
 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Erstellung eines Zufahrtsschutzkonzeptes für den gemeindli-
chen Festplatz. Die Verwaltung wird beauftragt, hierfür ein fachlich qualifiziertes Büro zu beauf-
tragen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 12 
Gegen den Beschluss: 2 
 
Dagegen stimmen Herr Sommerer und Herr Jürgensen. 
 
 

TOP 9 

Antrag auf Änderung einer Baugenehmigung - Neubau eines Einfamilienhauses mit Ga-
rage Fl. Nr. 152/32, Gmk. Spardorf (Am Tennenbach 13 b) 
 
Sachverhalt: 

Auf dem Grundstück Fl.Nr. 152/32, Gemarkung Spardorf, ist die Errichtung eines Einfamilien-
hauses mit Garage geplant. Hierzu wurde beim Landratsamt Erlangen-Höchstadt ein Antrag auf 
Erteilung einer Baugenehmigung eingereicht. 

Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Siedlung Spardorf, 4. Ände-
rung“. 

Gemäß § 30 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es den Festsetzungen des Bebauungs-
plans entspricht und die Erschließung gesichert ist. 

Im Rahmen des ursprünglichen Bauantrags hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 24. 
Februar 2026 die Zustimmung der Gemeinde gemäß § 36 a BauGB sowie die folgenden Be-
freiungen nach § 31 Abs. 3 BauGB erteilt: 

 Traufhöhe: 5,64 m bis 5,95 m (statt maximal 4,80 m) 

 Firsthöhe: 8,98 m bis 10,16 m (statt maximal 9,50 m) 

Nun ist beim Landratsamt ein Änderungsantrag zum bereits genehmigten Bauvorhaben einge-
gangen. 

Gegenstand des Änderungsantrags ist die Errichtung eines Geräteraums mit den Abmessun-
gen 9,00 m × 3,00 m an der westlichen Grundstücksgrenze. 
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Da das Hauptgebäude noch nicht fertiggestellt ist, kann der Geräteraum nicht verfahrensfrei 
nach Art. 57 BayBO errichtet werden. Die Änderung ist daher im Rahmen eines Änderungsan-
trags bauaufsichtlich zu prüfen.  

Die Gemeinde wurde daher erneut am Genehmigungsverfahren beteiligt und gemäß § 36 
BauGB um Erteilung ihres Einvernehmens gebeten. 

Für das Vorhaben ist folgende Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans erforder-
lich: 

 Überschreitung der Baugrenze im westlichen Bereich 

B E U R T E I L U N G  D E R  B E F R E I U N G  N A C H  §  3 1  A B S .  2  B A U G B  

Nach § 31 Abs. 2 BauGB können Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungsplans 
erteilt werden, wenn 

 die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, 

 die Abweichung städtebaulich vertretbar ist und 

 sie unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar 
ist. 

Überschreitung der Baugrenze im westlichen Bereich 

Die Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB liegen vor. 

Die Überschreitung der Baugrenze ist städtebaulich vertretbar. Die Grundzüge der Planung 
werden hierdurch nicht berührt. Nachbarliche Interessen sowie öffentliche Belange werden 
durch die beantragte Abweichung nicht beeinträchtigt. 

Präzedenzfälle für vergleichbare Vorhaben liegen bereits vor. 

E R S C H L I E ß U N G  

Die gesicherte Erschließung ist gemäß § 30 Abs. 1 BauGB Voraussetzung für die Genehmi-
gungsfähigkeit des Vorhabens. 

Das Grundstück Fl.Nr. 152/32 grenzt unmittelbar an eine öffentliche Verkehrsfläche an. Die ver-
kehrliche Erschließung ist damit gesichert. Aus gemeindlicher Sicht bestehen insoweit keine 
Bedenken. 

N A C H B A R S C H A F T S B E T E I L I G U N G  

Die Nachbarschaft wurde bereits im Rahmen des ursprünglichen Genehmigungsverfahrens 
beteiligt. Da sich der Änderungsantrag ausschließlich auf die Errichtung eines Geräteraums 
bezieht, wurde eine erneute Zustimmung der Nachbarn nicht eingeholt. 

 
Beschluss: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Spardorf erteilt zum Änderungsantrag des bereits genehmigten 
Bauantrags für die Errichtung eines Geräteraums auf dem Grundstück Fl.Nr. 152/32, Gemar-
kung Spardorf, das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 36 BauGB. 

Die erforderliche Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der Über-
schreitung der Baugrenze im westlichen Bereich wird gemäß § 31 Abs. 2 BauGB erteilt.  
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Abstimmungsergebnis: 
Gesamtzahl: 15 
Anwesend/Stimmberechtigt: 14 
Für den Beschluss: 14 
Gegen den Beschluss: 0 
 
 
 
 
 
  

Der Vorsitzende 
 
 
 
 
 
Andreas Wasielewski 
Erster Bürgermeister 

Schriftführung 
 
 
 
 
 
Claudia Spähn 
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